REGIONALES VERWALTUNGSGERICHT

AUTONOME SEKTION BOZEN

1. März 2008

Rekurs

 Bürgerklage im Sinne Art. 72 ETGO  

(Einheitstext der Regionalgesetze über die Ordnung der Gemeinden der Autonomen Region Trentino-Südtirol – D.P.Reg. 1.2.2005, Nr.3) 

eingebracht von

1 - Rudolf BENEDIKTER, geb. am 15.10.1953 in Trient, wohnhaft in 39100 Bozen, Fagenstraße 13/B, mit Steuernummer BND RLF  53 R 15 L 378 Y,  in eigener Sache,  vor dem Verwaltungsgerichte als RA Dr. Rudolf Benedikter, Bozen, Europagalerie 26, mit dortigem Prozessdomizil;

2 – Peter ORTNER, geb. am 16.7.1934 in Sexten, wohnhaft in 39100 Bozen, Beda Weber Straße 5, vertreten und verteidigt durch RA Dr. Rudolf Benedikter kraft randgefertigter Prozessvollmacht und domiziliert in dessen Kanzlei in Bozen, Europagalerie 26

gegen:

AUTONOME PROVINZ BOZEN – SÜDTIROL  - in Person des Herrn Landeshauptmannes Dr. Luis Durnwalder – am Sitz der Landesregierung in Bozen, Landhaus I, Crispistraße,3                                                                        Beklagte Behörde                                                                                                                                                                                   
sowie gegenüber:

1 - STADTGEMEINDE  BOZEN in Person des Herrn Bürgermeisters Dr. Luigi Spagnolli mit Sitz in 39100 Bozen, Rathaus, Rathausplatz                                                      gegenbetroffene Partei.

2 - KELLEREI BOZEN Genossenschaft.m.b.H mit Sitz in 39100 Bozen, Grieser Platz 2, in Person des Herrn Obmannes Herrn Michl Bradlwarter:                gegenbetroffene Partei.

3 - SÜDTIROLER BAUERNBUND BEZIRK BOZEN – mit Sitz in 39100 Bozen, Schlachthofstraße 4, in Person seines Obmannes Herrn Helmuth Alessandrini, als gegenbetroffene Partei.      

zwecks Annullierung

des Beschlusses der Landesregierung vom 15. Oktober 2007, Nr. 3477 betreffend: „Gemeinde Bozen: Genehmigung von Abänderungen zum Bauleitplan mit Korrekturen von Amts wegen“ (i.e. Ensembleschutzplan Bozen) - veröffentlicht in Amtsblatt der Region  Nr. 1 vom 2.Jänner 2008, und zwar  in jenen Teilen, welche  die Ensemblekartei Nr. 51 „Grieser Platz/Piazza Gries“ des  Bozner Gemeinderatsbeschlusses Nr. 33 vom 21.3.2006 (Ensembleschutzplan), die  Einwendungen Nr. 4 (Bauernbund)  und Nr. 28 (Kellerei Bozen) und die dazugehörigen Stellungnahme der  Stadt Bozen mit Ratsbeschluss  Nr. 41 vom 29.5.2007 betreffen, wegen Gesetzesverletzung und Befugnisüberschreitung.  

***

Zum Wert der Streitsache: Unbestimmt – im Sinne Art. 9, G.Nr. 488/1999 i.g.F – Gerichtsgebühr Einheitsbeitrag gem. Art. 1 Abs. 1307, G. Nr. 296/2006:  500.- €

I. Prämisse zur Klagslegitimation:

Gem. Art. 72 der GEO kann im Sinne von Art. 7 des G. 142/1990  „jeder wahlberechtigte Bürger bei den Verwaltungsgerichten Klagen und Beschwerden einreichen, die Sache der Gemeinde wären“.

Der klagsgegenständliche Beschluss der Landesregierung Nr. 3477/2007 („Gemeinde Bozen: Genehmigung von Abänderungen zum Bauleitplan mit Korrekturen von Amts wegen“)  betrifft die Wohnsitzgemeinde der Rekurswerber. In Unkenntnis darüber, ob die Stadtgemeinde Bozen selbst Klage führt, nützen diese das Instrument der Bürgerklage vor dem VWG und klagen dort als Bürger an Stelle der Gemeinde, wobei Beschwerdeführer Rudolf Benedikter auch als Rechtsanwalt in eigener Sache agiert.

II. Zur Sache:

Zur Debatte steht der Ensembleschutz für die Gebäude der Grieser Kellerei am Grieser Platz in Bozen. Dazu die geltende Schutznormen im Einzelnen:

1. 

Den speziellen Schutznorm auf Gemeindeebene übergeordnet und vorausgesetzt gilt die generelle Norm des Art. 25 Landesraumordnungsgesetz, die unter dem Titel  „Ensembleschutz“ wie folgt lautet: „Gesamtanlagen, insbesondere Straßen, Plätze und Ortsbilder sowie Parkanlagen und Gärten samt Gebäuden einschließlich der mit solchen Gesamtanlagen verbundenen  Pflanzen, Frei- und Wasserflächen, an deren  Erhaltung  aus wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Grüneden ein besonderes öffentliches Interesse besteht, werden im Bauleitplan unter besonderen Schutz gestellt“.

Diese Grundsätze sind nach den 10 Kriterien des Beschlusses der Landesregierung Nr. 1340 vom 26.4.2004 umzusetzen, von denen  - in den konkreten Fällen von schützenswerten Gesamtanlagen - mindesten zwei Kriterien vorliegen müssen. (Dok.Anlage: Norm) 

2. 

Mit dem Gemeinderatsbeschluss Nr. 33 vom 21.3.2006 wurde die Grieser Kellerei als Bestandteil  des geschützten Ensembles „Grieser Platz“ kraft beschreibend - normativer Kartei Nr. 51 unter  den spezifischen Schutz des Art 25 des Landes-Raumordnungsgesetzes i.g.F. („Ensembleschutz“) gestellt. Die  „Schutznorm Kartei 51“ zählt zu den „Bestimmenden Elementen“ (ital: „elementi costitutivi“) der geschützten Gesamtanlage Grieser Platz unter anderem auch:

   „A: (...)die Werke von Sebastian Altmann: das alte Rathaus – das Restaurant Abramo – die Kellereigenossenschaft – das Pfarrhaus. Siehe dazu insbesondere die Denkschrift/Antrag des Bürgerkomitees Gries vom 22.1.2007 an die Landesregierung (DOK.Anlage) und den Kommentar des Architekten Dr. Wolfgang v. Klebelsberg samt Planskizze (TAZ 18.10.2007 - DOK.Anlage);

                                  und präzisiert anschließend unter:

    „B: (...) Die Gestaltung des Platzes erfolgte Ende des 19. Jahrhunderts, als sich die Gemeinde Gries touristisch entwickelte. Der Platz erhielt damals den Namen Franz-Josefs-Platz. Bei seiner Neugestaltung wurden einige bereits bestehende Gebäude integriert, wie die Münzbank (18. Jhdt., Fassade 1830). Das Pfarrhaus, das Rathaus, die Restaurierung des Gasthofs Goldenes Kreuz (Abramo) und der nordseitige ältere Flügel der Kellereigenossenschaft sind das Werk Sebastian Altmanns.(....). Die Identität des Ensembles ergibt sich aus dem Fortbestand der klösterlichen Präsenz und deren Verbindung mit den landwirtschaftlichen Tätigkeiten auf diesem Gebiet (Weingarten, Weinkeller, ehemaliger Stadel). Die Bebauung des Platzes weist einheitliche stilistische Merkmale auf, die das Werk Sebastian Altmanns sind.“

           Die Schutzkartei Nr. 51 Grieser Platz stellt sodann unter 

   „C.  fünf  Merkmale der Schutzwürdigkeit und zwar:

· historischer Wert;

· Monumentalität

· Stilistische Kennzeichnung

· Kollektives Gedächtnis

· Fortbestand der urbanistischen Anlage.

Und schließlich bestimmt die Schutznorm Kartei Nr. 51 unter 

   „D: Schutzbestimmungen – spezifische Hinweise zum Schutz der das Ensemble kennzeichnenden Wertelemente u.a.:

    unter 2): „die Erhaltung dieses identitätsstiftenden Charakters erfordert vor allem den Schutz der unregelmäßigen Platzausbildung und der sie umgebenden Bebauung, womit das Gesamtergebnis einer Neugestaltung von Ende des 19.Jahrhunderts eingehalten wird“, sowie 

   unter 5):“bei den Gebäuden, welche von der Gemeindeverwaltung als von urkundlichem Interesse erklärt wurden, müssen, falls nicht anders festgelegt, die Bautypologie, die Fassaden, die Dachform und die stilistischen Eigenheiten erhalten bleiben“.

       Der Vollständigkeit halber möchten wir darauf hinweisen, daß noch vor wenigen Jahren auch die Führung der Kellerei Bozen von der Schutzwürdigkeit insbesondere der Sebastian-Altmann-Bauteile der Grieser Kellerei überzeugt waren: Genossenschaftsobmann Michl Bradlwarter – der heute den Abbruch der Altmann-Bauten betreibt – hatte noch am 2. Dezember 2004 selbst vorgeschlagen, den Grieser Platz und insbesondere die Kellerei unter Ensembleschutz zu stellen, wobei - Zitat (DOK.Anlage): „Folgendes berücksichtigt werden muss: Die bereits bestehende Kubatur kann jederzeit verwirklicht werden, allerdings wird den westwärts schauenden rechterhand liegenden Strukturen besonderes Augenmerk im Sinne des Ensembleschutzes gegeben“. 

3. 

Kaum zwei Jahre später hatte der Obmann der Kellereigenossenschaft jedoch seine Ansicht plötzlich revidiert:  Auf den Gemeinderatsbeschluss Nr. 33 vom 21.3.2006 gingen insgesamt 54 Einwände und Vorschläge von BürgerInnen, Verbänden oder Komitees  ein, darunter auch die unter Nr. 4 (Südtiroler Bauernbund – Bozen) und Nr. 28 (Kellerei Bozen) registrierten Einwände gegen die vom Gemeinderat beschlossene Kartei Nr. 51 des Ensembleschutzplans. Beide genannten Rekurse  forderten abschließend  „die Ausklammerung der Kellerei Gries aus dem Ensembleschutz“ (Bauernbund) resp. „ die Streichung der Gebäudegruppe aus dem Ensemble“ (Kellerei Gries).

4. 

Nach dem Vorlauf durch Ämter und Kommissionen auf Gemeindeebene wurden die Rekurse sodann am  29. Mai 2007 im Bozen Gemeinderat behandelt. An jenem Tag  entschied der Bozner Gemeinderat mit seinem Beschluss Nr. 41 vom 29.5.2007  beide Rekurse – Nr. 4 und Nr 28 – wurden vom Gemeinderat mit „folgender Abänderung teilweise anzunehmen“:

Beschlusswortlaut:

„Dem Punkt 8 der Kartei Nr. 51 wird folgender Wortlaut hinzugefügt: Im Falle der Aussiedlung der Grieser Kellerei kann der Baubestand umgesiedelt werden, sofern dies in einer besonders sorgfältigen, der baulichen Umgebung angepassten Form erfolgt und  jene Flächen/Elemente erhalten werden, die den Standort hinsichtlich des traditionellen Weinbaus charakterisieren und diesem eigen sind (Projekt Sebastian Altmann)“  - (ital: „In caso di trasferimento della Cantina Sociale di Gries (.....) mantenendo quegli spazi/elementi caratterizzanti e identitari della tradizione vitivinicola del sito (progetto Sebatian Altmann)“.

5. 

Dieser Gemeinderatsbeschluss  wurde sodann am 13.9.2007 von der Landes-Raumordnungskommission begutachtet. Die Enwendungen Nr. 4 Bauernbund und 28 Keellerei Gries wurden von der Landes-Raumordnungskommission  „mit den begründeten Schlussfolgerungen des Gemeinderates teilweise angenommen, die sich die Landesraumordnungskommission zu eigen macht. Einstimmig“.

6.

Dessenungeachtet entschied die Landesregierung in ihrem hier angefochtenen Beschluss Nr.3477/2007 

„nach Einsichtnahme in den Ratsbeschluss Nr. 41 vom 29.5.2007...

„gestützt auf das Gutachten der Landesraumordnungskommission, das in der Sitzung vom 13.9.07 erteilt wurde......

„in der Erwägung, dass die Landesregierung die vom Gemeinderat am 29.5.2007 zur Kartei Nr. 51 (Kellerei Bozen) gefasst Formulierung unklar und wenig verständlich erachtet, da daraus nicht hervorgeht, ob Abbruch oder Wiederaufbau möglich sind oder nicht;

„in der Erwägung, dass die Schlussfolgerungen der beauftragten Techniker der Gemeinde überzeugen, in welchen u.a. festgestellt wird, dass die Immobilien der Kellerei Gries nicht besonders schutzwürdig sind und dass die Umfunktionierung des Baubestandes aufgrund der derzeitigen Form der Betriebsgebäude kaum realisierbar erscheint, weshalb sie vorgeschlagen haben, dem Abbruch und Wiederaufbau derselben zustimmen, sofern das Vorhaben eine für das Ensemble aufwertende Funktion ausübt“.

wie folgt, indem sie – die Landesregierung -  gleichlautend unter Punkt 4 und Punkt 28 zu Kartei Nr. 51 des Beschlusses 3477/07

„die Einwendungen in Abweichung des Gutachtens der Landesraumordnungskommission in dem Sinne teilweise annahm,

„dass in der Kartei Nr 51 der Zusatz zu Punkt 8 folgenden Wortlaut erhält: Im Falle einer Aussiedlung der Kellerei Gries kann der Baubestand – auch durch Abriss und Wiederaufbau – umgestaltet werden, sofern dies in einer  besonders sorgfältigen, der baulichen Umgebung angepassten Form erfolgt“.

7.

 Damit hat die Landesregierung den entscheidenden, qualifizierenden Passus in Punkt 8 der Schutzkartei 51, jenen Passus, der vom Bozner Gemeinderat beschlossen und von der Landesraumordnungskommission bestätigt wurde („sofern ... jene Flächen/Elemente erhalten werden, die den Standort hinsichtlich des traditionellen Weinbaus charakterisieren und diesem eigen sind (Projekt Sebastian Altmann)“  - schlicht und einfach gestrichen. Dies mit einer Maßnahme, die sowohl den Entscheid des Bozner Gemeinderates als auch das Gutachten der Landesraumordnungskommission offen missachtet, die auf ganz offenkundigen, unzulänglichen, unlogischen und willkürlichen  Begründungen beruht, und die daher wegen Gesetzesverletzung und Ermessensmissbrauch zu annullieren sein wird – aus den hier folgenden:

III. Rechtserwägungen

1. Gesetzesverletzung wegen Verstoss gegen Art. 25 des Landes-Raumordnungsgesetzes Nr. 13/1997 i.g.F und den Beschluss der Landesregierung Nr. 1340 vom 24.4.2004 betreffend „Maßnahmen zur Umsetzung des Ensembleschutzes ge. Art. 25 LG 13/2997:

Die angefochtenen Teile des L.Reg.B. Nr, 3477/2007  sind  schon deshalb als rechtswidrig aufzuheben, weil die Ermächtigung der Landesregierung zum  möglichen Abbruch der  „bestimmenden=konstituierenden“ Elemente dieses  geschützten Ensembles den im Titel genannten Gesetzesbestimmungen grundsätzlich widerspricht!  Nach unserer Ansicht läßt das Zusammenwirken der oben unter Kapitel II/1/A-D zitierten generellen und der speziellen Schutznormen rechtslogisch keinen anderen Schluss zu, als jenen, dass der prioritäre Erhaltungsauftrag  auf jeden Fall für die bestimmenden=konstituierenden Elemente einer als „Ensemble“ definierten Gesamtanlage gelten muss, speziell und insbesondere aber für diesen Fall gilt. Ansonsten wäre wohl der ganze Ensembleschutz  sinnlos....

Jede andere Interpretation erscheint uns vor dem Hintergrund der Rechtslage als abwegig, sie würde sowohl gegen den Buchstaben und mehr noch gegen den Geist des gesamten Ensembleschutz-Regelwerkes auf Landes- und Gemeindeebene verstossen.

Die  angefochtene Formulierung des Punkts 8 der Kartei 51 im L.Reg. B. 3477/2007 steht im offenen Widerspruch zur Gesamtheit der vorgeordneten Bestimmungen derselben Schutznorm Kartei Nr. 51 Grieser Platz, so  wie wir sie oben unter  Kapitel II / 1/ A-B-C-D beschreiben, ja, sie führt eigentlich die dort garantierte, unmissverständliche und präzise Unterschutzstellung der bestimmenden Teile dieses Ensembles ad absurdum!   

***

2. Gesetzesverletzung wegen Verstoß gegen die gesetzliche Begründungspflicht laut Art. 7, Abs. 1, LG Nr. 17/1993 – Befugnisüberschreitung wegen willkürlicher, unlogischer und widersprüchlicher Begründung.

Unserer Ansicht nach sind die angefochtenen Teile des L.Reg.B. Nr, 3477/2007  insbesondere auch wegen der eindeutiger Begründungsmängel gesetzwidrig. 

1. Offenkundiger Begründungsmangel gegenüber dem Beschluss des Gemeinderates Nr. 41/2007:

Die  Landesregierung streicht den vom Gemeinderatsbeschluss formulierten letzten Absatz des Punkts 8 zu Kartei Nr. 51  („sofern ... jene Flächen/Elemente erhalten werden, die den Standort hinsichtlich des traditionellen Weinbaus charakterisieren und diesem eigen sind (Projekt Sebastian Altmann)“  - mit dem Argument, diese Formulierung sei „unklar und wenig verständlich, da daraus nicht hervorgeht, ob Abbruch oder Wiederaufbau möglich sind oder nicht“- (ital. Text: „formulazione assai oscura e poco comprensibile“). 

Es ist – bei allem Respekt -  schlichtweg nicht logisch nachvollziehbar, was an der vom Bozner Gemeinderat beschlossenen Präzisierung der Schutznorm Nr. 51 „unklar und wenig verständlich“ sein soll !?  Denn sie setzt klar  und allgemein verständlich in die Schutznorm die Bedingung ein, dass auch bei einer Aussiedlung des Kellereibetriebes und einer möglichen Umgestaltung die Flächen und Bauelemente des Projekts Sebastian Altmanns erhalten bleiben müssen. 

Mehr als logisch geht daraus auch hervor, das „Abbruch und Wiederaufbau“ dieser Flächen und Bauelemente eben nicht möglich sind......

               Wenn etwas „unklar“  und „unverständlich“ ist, und zudem  auf Faktenfehlbeurteilung beruht, dann ist es die Landesregierung selbst in der  weiteren „Begründung“ ihres Beschlusses:

Man lese im Folgeabsatz (LREG-B. 3477/07): „In der Erwägung, dass die Schlussfolgerungen der beauftragten Techniker der Gemeinde überzeugen, in welchen u.a. festgestellt wird, dass die Immobilien der Kellerei Gries nicht besonders schutzwürdig sind und dass die Umfunktionierung des Baubestandes aufgrund der derzeitigen Form der Betriebsgebäude kaum realisierbar erscheint, weshalb sie vorgeschlagen haben, dem Abbruch und Wiederaufbau derselben zustimmen, sofern das Vorhaben eine für das Ensemble aufwertende Funktion ausübt“.

Diese Formulierung ist nicht nur in der Substanz unklar und unverständlich gegenüber dem klaren Bedingung, die vom Gemeinderat gesetzt wurde. Sie ist, außerdem, sowohl substanziell als auch verfahrensrechtlich gesetzesverletzend:

Substanziell:  Anstatt den Regelungszweck Ensembleschutz im Auge zu behalten, stellt die Landeregierung einen ganz anderen Aspekt in den Vordergrund, den sie „Umfunktionierung des Baubestandes“ nennt (recte: Abriss – Neubau – maximale Kubaturausnutzung als Leitgedanke). 

Dies wird als Befugnisfehlgebrauch gerügt.

Einer klaren, präzisen Begründung des Gemeinderates stellt hier die Landesregierung ihrerseits eine  unklare, unverständliche, verwaschene Formulierung gegenüber, die in dem Satz gipfelt „(....)dass die Umfunktionierung des Baubestandes aufgrund der derzeitigen Form der Betriebsgebäude kaum realisierbar erscheint, weshalb sie vorgeschlagen haben, dem Abbruch und Wiederaufbau derselben zustimmen, sofern das Vorhaben eine für das Ensemble aufwertende Funktion ausübt“. Dazu kann nur wiederholt werden: Abbruch und Wiederaufbau eines „bestimmenden“ bzw. konstituierenden Elementes eines Ensembles ist dem Ensembleschutz rechtlich wesensfremd, es würde gegen Buchstaben und Geist der grundsätzlichen Regeln des Ensembleschutzes verstossen - wie in Kapitel II Sachdarstellung und Kap. III Rechtserwägungen ausgeführt. Verfahrensrechtlich: Die Berufung auf die „Schlussfolgerungen der beauftragten Techniker der Gemeinde“ ist willkürlich verfahrensrechtlich nicht statthaft, da ja das Gutachten dieser „Gemeindetechniker“ schon längst in der Gemeinderatsdebatte vom 29.5.2007 zu den Rekursen eingeflossen und dort gewürdigt worden war und in die Entscheidung des Gemeinderats Nr. 41 vom 29.5.2007 eingeflossen ist: Einzig der Gemeinderatsbeschluss Nr. 41/2007 selbst stellt den Bewertungsmassstab für die nachfolgende Beurteilung seitens der Landesregierung dar. 

2. Offenkundiger Begründungsmangel gegenüber dem Gutachten der Landesraumordnungskommission vom 13.9.2007:

Die Landesregierung unterlässt es, zu begründen, warum sie vom Gutachten 13.9.07 der eigenen Raumordnungskommission abweicht, die sich – wie oben dargestellt (Kap. II/6) die Schlussfolgerungen des Bozner Gemeinderates einstimmig zu eigen gemacht hat... Es gilt daher die gleiche Rechtsrüge wie oben unter III/1. 

Ausserdem: Nicht nur fehlende Begründung, sondern auch Widersprüchlichkeit und Unlogik zwischen Prämissen und Beschlussteil  wird gerügt, da die Landesregierung in den Prämissen des Beschlusses die Formulierung 

„gestützt auf das Gutachten der Raumordnungskommission“.....verwendet, um dann im beschließenden Teil  (siehe etwa Punkt 4 Bauernbund), dessen  Einwendungen „in Abweichung des Gutachtens der Raumordnungskommission“ anzunehmen... Nun, auch in diesem Fall ist es rechtslogisch nicht möglich, sich auf ein Gutachten „zu stützen“, das man zugleich verwirft!

3. Judikatur:

Unsere  Rechtsrüge stützt sich auch auf  Vorentscheidungen des Bozner  Verwaltungsgerichtes in Punkto „Begründungspflicht von Maßnahmen im Bereich Bauwesen und Raumordnung“, wobei wir uns auf  Urteil Nr. 23 vom 19 Mai 2006  berufen (Zitat aus Sammlung der Leitsätze 2006-Anlage):

„Le scelte urbanistiche costituiscono apprezzamento di merito sottratto in via generale al sindacato di legittimità, salvo che non siano “ictu oculi” arbitrarie o illogiche o contraddittorie o siano inficiate da errori di fatto o da abnormi illogicità o siano fondate su un evidente travisamento della realtà(….)”

Speziell diese Rechtsprinzipien scheint die Landesregierung bei der Begründung  der hier angefochtenen Massnahme ausser Acht gelassen zu haben. Auch deshalb erscheinen die angefochtenen Teile des L.Reg. Beschlusses Nr. 3477/2007 als rechtswidrig und sollen daher aufgehoben werden.                                             ***

   Aus genannten Gründen stellen die Beschwerdeführer, w.o. vertreten, die folgenden 

Schlussanträge :

Möge das löbliche Verwaltungsericht Bozen in Annahme dieses Rekurses den Beschlusses der Landesregierung vom 15. Oktober 2007, Nr. 3477 betreffend: „Gemeinde Bozen: Genehmigung von Abänderungen zum Bauleitplan mit Korrekturen von Amts wegen“ (i.e. Ensembleschutzplan Bozen) - veröffentlicht in Amtsblatt der Region  Nr. 1 vom 2.Jänner 2008, aufheben, beschränkt auf jene Teile, welche  die Ensemblekartei Nr. 51 „Grieser Platz/Piazza Gries“ des  Bozner Gemeinderatsbeschlusses Nr. 33 vom 21.3.2006 (Ensembleschutzplan), die  Einwendungen Nr. 4 (Bauernbund)  und Nr. 28 (Kellerei Bozen) und die dazugehörigen Stellungnahme der  Stadt Bozen mit Ratsbeschluss  Nr. 41 vom 29.5.2007 betreffen,  sowie alle anderen vorausgesetzten, bedingenden, ausführenden oder Folgemaßnahmen zu den angefochtenen Teilen des Beschlusses Nr. 3477/2007, wegen Gesetzesverletzung und Befugnisüberschreitung aufheben, mit allen gesetzlichen Folgen für Kostenlast, Spesen, Honorar.

DOKUMENTE: 

In Kopie werden vorgelegt:

1) Beschluss der Landesregierung vom 15. Oktober 2007, Nr. 3477,

    Kopie aus Amtsblatt Nr. 2/2008: angefochtene Maßnahme 

2) Beschluss des Bozner Gemeinderats Nr. 41 vom 29.5.2007;

3) Beschluss des Bozner Gemeinderates nr. 33 vom  21.3.2006;

4) Ensembleschutz Kartei Nr. 51 -  Grieser Platz 

5) Beschluss Landesregierung Nr. 1340/2004

6) Vereinbarung 2.12.2004 zwischen Kellereigenossenschaft und SVP Gries

7) Leitsatz Urteil VWGBZ 23/2007: Kopie Sammlung Leitsätze 2006.

8) Protokoll des Landesraumordnungskommission vom 13.9.2007: Auszug

9) Stellungnahme 24.1.2006 Heimatpflegeverband Südtirol Dr. Peter Ortner

10) Denkschrift Bürgerkomittee Gries an Landesregierung vom 22.1.2007

11) Kommentar Wolfgang v. Klebensberg Tageszeitung  18.10.2007

Bozen, am 1. März 2008                                           RA Rudolf Benedikter 

***

Antrag auf Festsetzung der Sachverhandlung

Das löbl. Verwaltungsgericht möge den Termin der Sachverhandlung festlegen

Bozen, a. 1. März.2008                                           RA Rudolf Benedikter

Zustellungsberichte:  1. März 2008

Antrags RA Dr. Rudolf Benedikter habe ich unterfertigter Gerichtsvollzieher beim Einheitlichen Amte der Gerichtsvollzieher des OLG Trient – Sektion Bozen obenstehenden Rekurs zugestellt an:

1. AUTONOME PROVINZ BOZEN – SÜDTIROL  - in Person des Herrn Landeshauptmannes Dr. Luis Durnwalder – am Sitz der Landesregierung in Bozen, Landhaus I, Crispistraße 3, durch Übergabe  zu Handen:                                                                        

2- STADTGEMEINDE  BOZEN in Person des Herrn Bürgermeisters Dr. Luigi Spagnolli mit Sitz in 39100 Bozen, Rathaus, Rathausplatz durch Übergabe zu Handen: 

3 - KELLEREI BOZEN Genossenschaft.m.b.H mit Sitz in 39100 Bozen, Grieser Platz 2, in Person des Herrn Obmannes Herrn Michl Bradlwarter:                

durch Übergabe zu Handen von: // auf dem Postwege:

4 - SÜDTIROLER BAUERNBUND BEZIRK BOZEN – mit Sitz in 39100 Bozen, Schlachthofstraße 4, in Person seines Obmannes Herrn Helmuth Alessandrini, durch Übergabe zu Handen von  // auf dem Postwege:  

REGIONALES VERWALTUNGSGERICHT

AUTONOME SEKTION BOZEN

Rekurs

 Bürgerklage im Sinne Art. 72 ETGO  

(Einheitstext der Regionalgesetze über die Ordnung der Gemeinden der Autonomen Region Trentino-Südtirol – D.P.Reg. 1.2.2005, Nr.3) 

eingebracht von:

Rudolf BENEDIKTER, geb. am 15.10.1953 in Trient

Peter ORTNER, geb. am 16.7.1934 in Sexten, 

gegen:

AUTONOME PROVINZ BOZEN – SÜDTIROL  

zwecks Annullierung

des Beschlusses der Landesregierung vom 15. Oktober 2007, Nr. 3477 betreffend: „Gemeinde Bozen: Genehmigung von Abänderungen zum Bauleitplan mit Korrekturen von Amts wegen“ (i.e. Ensembleschutzplan Bozen) –

Mitteilung über den Erlag der Einheitlichen Gerichtsgebühr:

€ 500.-

RA Rudolf Benedikter                                                 Bozen, am 13.3.2008

VERZEICHNIS DER DOKUMENTE: 

1) Beschluss der Landesregierung vom 15. Oktober 2007, Nr. 3477,

    Kopie aus Amtsblatt Nr. 2/2008: angefochtene Maßnahme 

2) Beschluss des Bozner Gemeinderats Nr. 41 vom 29.5.2007;

3) Beschluss des Bozner Gemeinderates nr. 33 vom  21.3.2006;

4) Ensembleschutz Kartei Nr. 51 -  Grieser Platz 

5) Beschluss Landesregierung Nr. 1340/2004

6) Vereinbarung 2.12.2004 zwischen Kellereigenossenschaft und SVP Gries

7) Leitsatz Urteil VWGBZ 23/2007: Kopie Sammlung Leitsätze 2006.

8) Protokoll des Landesraumordnungskommission vom 13.9.2007: Auszug

9) Stellungnahme 24.1.2006 Heimatpflegeverband Südtirol Dr. Peter Ortner

10) Denkschrift Bürgerkomittee Gries an Landesregierung vom 22.1.2007

11) Kommentar Wolfgang v. Klebelsberg Tageszeitung  18.10.2007

Bozen, am 13. März 2008                                           RA Rudolf Benedikter 
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